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Marianne Hirschberg und Christian Papadopoulos 

Partizipation behinderter Menschen

Behinderte Menschen1 sind in ihrem Lebensalltag häufig mit erheblichen 
Teilhabehindernissen konfrontiert, die eine gleichberechtigte Partizipa-
tion an der Gesellschaft deutlich einschränken bzw. diese verhindern.2 Sie 
unterliegen hierbei strukturellen gesellschaftlichen Exklusionsprozessen. 
Exklusion wird hier als Ausgrenzung einzelner Menschen verstanden, die 
aufgrund ihrer spezifischen Lebenslage eingeschränkt werden, an den sozi-
alen, materiellen, politisch-institutionellen und kulturellen Rechten teil-
zuhaben.3 Ausgehend von diesem Exklusionsbegriff, wird im Folgenden 
exemplarisch untersucht, welche Partizipationsmöglichkeiten behinderte 
Menschen an der Gesellschaft haben. 

Partizipation wird definiert gemäß dem Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen – der UN-Behindertenrechts-
konvention (UN-BRK). Hierbei wird deren Partizipationsverständnis in 
Zusammenhang gesetzt mit der kontroversen Auseinandersetzung über 
den Umsetzungsstand der Konvention in Deutschland sowie der Partizipa-
tion behinderter Menschen in einzelnen gesellschaftlichen Bereichen, im 
Rahmen von Gesetzgebungsverfahren und der Erstellung des Nationalen 
Aktionsplans (NAP) zur Umsetzung der UN-BRK.

Erklärung und Historie des Behinderungsbegriffs

Die Forderung nach der Partizipation behinderter Menschen wird nicht erst 
seit der Ratifizierung der UN-BRK durch die Bundesrepublik Deutsch-
land und ihrem Inkrafttreten im deutschen Rechtsraum am 26. März 2009 
erhoben. Spätestens mit dem Aufkommen der Selbstbestimmt-Leben-
Bewegung ab Mitte der 1970er-Jahre4 und der People-First-Bewegung in 
Deutschland5 ab Ende der 1990er-Jahre fordern behinderte Menschen ihre 
gesellschaftliche Anerkennung und ihr Recht auf gleichberechtigte Parti-
zipation. Mit der UN-BRK wird die Forderung nach diesem Recht zu 
einer rechtsverbindlichen Verpf lichtung der Vertragsstaaten.6 
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Artikel 1 der Konvention erklärt: »Zweck dieses Übereinkommens ist 
es, den vollen und gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte und 
Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, 
zu schützen und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewoh-
nenden Würde zu fördern. Zu den Menschen mit Behinderungen zählen 
Menschen, die langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbe-
einträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen 
Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an 
der Gesellschaft hindern können.«7 

Hindern Barrieren behinderte Menschen an der vollen, wirksamen und 
gleichberechtigten Partizipation, kann dies eine Diskriminierung im Sinne 
der UN-BRK darstellen.8 Im Sinne der Konvention bedeutet Diskrimi-
nierung aufgrund von Behinderung: »[…] jede Unterscheidung, Ausschlie-
ßung oder Beschränkung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel oder 
zur Folge hat, dass das auf die Gleichberechtigung mit anderen gegründete 
Anerkennen, Genießen oder Ausüben aller Menschenrechte und Grund-
freiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, bürger-
lichen oder jedem anderen Bereich beeinträchtigt oder vereitelt wird. Sie 
umfasst alle Formen der Diskriminierung […].«9 

Um das in Artikel 1 formulierte Ziel gewährleisten und verwirklichen 
zu können, erklärt die UN-BRK unter anderem Barrierefreiheit, Nicht-
diskriminierung und die volle und wirksame Partizipation an der Gesell-
schaft sowie die Einbeziehung in die Gesellschaft zu ihren Grundsät-
zen.10 Durch die UN-BRK wird die »volle und wirksame Teilhabe an der 
Gesellschaft (engl.11 full and effective participation in society)«12 zu einer rechts-
verbindlichen gesamtstaatlichen Verpf lichtung für Deutschland als Ver-
tragsstaat.13 Das Ziel der Partizipation wird in der Konvention konkreti-
siert: »Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und 
politischen Konzepten zur Durchführung dieses Übereinkommens und 
bei anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, die Menschen mit Behin-
derungen betreffen, führen die Vertragsstaaten mit den Menschen mit 
Behinderungen, einschließlich Kindern mit Behinderungen, über die sie 
vertretenden Organisationen enge Konsultationen und beziehen sie aktiv 
ein.«14 Partizipation wird als Querschnittsaufgabe verstanden, die eng ver-
knüpft ist mit den Geboten der Nichtdiskriminierung und der Einbezie-
hung in die Gesellschaft (engl. inclusion in society).15 

An den Werten der Nichtdiskriminierung und der vollen Einbeziehung 
in die Gesellschaft orientierten sich ab den 1970er-Jahren auch die Behin-
dertenbewegungen in unterschiedlichen Ländern. Sie haben ein Verständ-
nis von Behinderung in den Vordergrund gerückt, das Behinderung nicht 
als leidvolles Schicksal, sondern als »sozial konstruiert« betrachtet. So for-
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mulierte beispielsweise die Union of the Physically Impaired Against Segregation 
(UPIAS) 1976, dass Behinderungen erst durch die gesellschaftliche Aus-
grenzung entstehen, die behinderte Menschen zusätzlich zu den körperli-
chen Beeinträchtigungen benachteiligen, also »on top of our impairments«16. 
Demzufolge könne Behinderung durch eine radikale Veränderung gesell-
schaftlicher Bedingungen beseitigt werden.17 

Mit dem sozialen Modell von Behinderung wandten sich die Akti-
vist_innen gegen das vorherrschende medizinische Modell von Behinde-
rung. Das soziale Modell prägte auch die Verhandlungen zur UN-BRK, 
wenngleich diese, wie Theresia Degener hervorhebt, darüber hinausgeht 
und einen menschenrechtlichen Ansatz vertritt.18 »Das menschenrechtli-
che Modell von Behinderung basiert auf der Erkenntnis, dass die welt-
weite desolate Lage behinderter Menschen weniger mit individuellen 
Beeinträchtigungen als vielmehr mit gesellschaftlich konstruierten Ent-
rechtungen (gesundheitlich) beeinträchtigter Menschen zu erklären ist.«19 

Die Entwicklungsgeschichte des Behinderungsbegriffs der UN-BRK 
sollte aber nicht dahingehend interpretiert werden, dass alle anderen Modelle 
von Behinderungen überwunden wären. So besteht zum Beispiel gleichzei-
tig in der Gesellschaft eine Haltung gegenüber Behinderung als »vermeid-
barem Übel«, die unter anderem im Bereich der Reproduktionsmedizin zur 
Verfeinerung technischer Selektionsinstrumente führt (zum Beispiel Prä-
implantationsdiagnostik / PID, Pränataldiagnostik / PND) und eng verbun-
den ist mit einem gesellschaftlichen Ideal körperlicher Leistungsfähigkeit. 

Im folgenden Kapitel erörtert dieser Aufsatz die Geschichte der Behin-
dertenpolitik in der Bundesrepublik und gibt einen schlaglichtartigen 
Überblick über die Entwicklungen bis hin zum neu gefassten Sozialge-
setzbuch IX (SGB IX) 2001 und zur Einführung des Behindertengleich-
stellungsgesetzes (BGG) 2002. Dabei geht es insbesondere darum, auf-
zuzeigen, wie sich die UN-BRK von vorherigen behindertenpolitischen 
Entwicklungen unterscheidet. 

Anschließend wird das Verständnis des Begriffs »Partizipation« in der 
UN-BRK erläutert. Hierdurch kann dessen Bedeutung bei der Beurtei-
lung des Staatenberichtsprüfverfahrens und in der politischen Praxis besser 
eingeschätzt werden. 

Nach dieser Einordnung wird konkret beschrieben, wie der UN-Ver-
tragsausschuss über die Rechte der Menschen mit Behinderungen die 
Umsetzung der UN-BRK in den einzelnen Vertragsstaaten begleitet.20 
Hierbei geht es in erster Linie um das Staatenberichtsprüfungsverfahren 
und seine Bedeutung in der politischen Auseinandersetzung. 

Im darauf folgenden Kapitel liegt der Fokus schließlich auf den Parti-
zipationsmöglichkeiten behinderter Menschen in der Praxis. Die Mög-
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lichkeiten gesellschaftlicher Partizipation zeigen wir für einzelne Lebens-
bereiche auf. Als Maßstab bei der Untersuchung der Partizipation im 
politischen Kontext dient das Ausmaß, in dem behinderte Menschen bei 
einzelnen Gesetzgebungsverfahren und bei der Erarbeitung des Nationa-
len Aktionsplans (NAP) beteiligt werden. Im Resümee heben wir hervor, 
warum – anders als von der Bundesregierung und den Ländern vertreten – 
die Partizipation behinderter Menschen noch deutlich weiter vorangetrie-
ben werden muss. 

Wichtige Stationen der Behindertenpolitik auf dem Weg zur 
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK)

In den ersten Jahren der Bundesrepublik stand die Rehabilitation der 
Kriegsbeschädigten und ihr Wiedereintritt ins Erwerbsleben im Vorder-
grund der Behindertenpolitik. Mit dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) 
von 1950 wurde ein gesetzlicher Rahmen geschaffen, um »das absolute 
Existenzminimum der vollständig erwerbsunfähigen Kriegsbeschädigten 
[zu] sichern«21. Nach einer kontroversen gesellschaftspolitischen Debatte 
wurde mit dem Körperbehindertengesetz (KBG) von 1957 erstmalig auch 
die Fürsorge nicht »kriegsbeschädigter« Personen geregelt.22 Der Kreis der 
Leistungsberechtigten wurde mit dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 
von 1961 auf andere Gruppen behinderter Menschen ausgeweitet. 

Erst das Schwerbehindertengesetz (SchwbG) von 1974, das viele 
Regelungen zur beruf lichen Rehabilitation behinderter Menschen 
konkretisiert, ihren Kündigungsschutz verbessert und ihre betriebliche 
Mitbestimmungsrechte stärkt23, bezog alle behinderten Menschen in das 
Fürsorgesystem ein.24 Zudem wurde die Beschäftigung in Werkstätten für 
behinderte Menschen (WfbM) als Rehabilitationsleistung geregelt.25

Ein Wandel vom Fürsorgeprinzip zur Gleichstellung und Teilhabe 
behinderter Menschen wurde mit dem SGB IX im Jahr 2001 und dem 
BGG im Jahr 2002 eingeleitet. Diese Entwicklung wurde maßgeblich von 
der Behindertenbewegung erstritten. 

Mit zunehmender Politisierung behinderter Menschen in den 1980er-
Jahren26 erzielte der Initiativkreis Gleichstellung 1994 durch die Aufnahme 
des Satzes »Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt wer-
den« in Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes (GG) einen wichtigen 
Teilerfolg auf dem Weg zur Gleichstellung und Partizipation. 

1998 kündigte die Koalition aus SPD und Bündnis 90 / Die Grünen ein 
Gleichstellungsgesetz an, das das Benachteiligungsverbot in Artikel 3 GG 
rechtlich umsetzen und das Recht auf Teilhabe und Rehabilitation in dem 
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Sozialgesetzbuch  IX (SGB IX) zusammenfassen und weiterentwickeln 
sollte.27 Entsprechend wurden das SGB IX 200128 und das BGG 200229 
umgesetzt. 

Besondere Bedeutung bei der Erarbeitung des BGG kommt der Einbe-
ziehung des Forums behinderter Juristinnen und Juristen (FbJJ) zu. Hier-
durch waren behinderte Menschen erstmals direkt und ohne Vorschaltung 
von Verbänden an der Erarbeitung eines Gesetzesentwurfs beteiligt.30 Der 
Entwurf des FbJJ beinhaltete ein allgemeines Antidiskriminierungsgesetz. 
Das BGG beschränkte sich jedoch auf den öffentlich-rechtlichen Bereich 
und verpf lichtet die Bundesbehörden zur Gleichbehandlung und Barrie-
refreiheit sowie zur Anerkennung der Deutschen Gebärdensprache.31 Mit 
dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz von 2006 wurde das Diskri-
minierungsverbot für den zivilrechtlichen Bereich geregelt.32

Im SGB IX wurden Behinderung und Teilhabe zu Schlüsselbegriffen. 
Das SGB IX orientierte sich in weiten Teilen an der »Internationalen Klas-
sifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit« (ICF) der 
Weltgesundheitsorganisation33, die Behinderung als eine Wechselwirkung 
mehrerer Komponenten (zwischen individuellen Beeinträchtigungen und 
gesellschaftlichen Barrieren) sieht.34 Aufgabe des sozialen Rechtsstaates ist 
es demnach, Teilhabemöglichkeiten am Arbeitsleben, die Kommunikation 
mit der Umwelt und die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft als Grund-
rechte behinderter Menschen zu achten, zu sichern und zu fördern. Hier-
bei sollten unter anderem Gleichberechtigung und die Differenz zwischen 
den Geschlechtern berücksichtigt werden.35

SGB IX und BGG begründeten einen Wandel in der Behindertenpolitik 
hin zu einem Gleichstellungs- und Teilhaberecht. Mit der Ratifizierung 
der UN-BRK verband sich die Hoffnung auf eine Weiterentwicklung 
rechtlicher Regelungen, die in ein modernes Teilhaberecht münden sollte. 
Wie nachfolgend ausgeführt wird, blieben jedoch sowohl das 2016 novel-
lierte BGG als auch das Bundesteilhabegesetz (BTHG) 2016 hinter diesen 
Erwartungen zurück.36 

Inklusion und Partizipation in der UN-BRK

Inklusion und Partizipation gehören zu den allgemeinen Grundsätzen der 
UN-BRK und sind untrennbar voneinander.37 Der soziologische Begriff 
Inklusion bezeichnet die »Einbeziehung in die Gesellschaft« und ist eher 
als passive Partizipationsmöglichkeit zu verstehen. Der Grundsatz der 
Partizipation fokussiert hingegen auf aktive gesellschaftliche Teilhabemög-
lichkeiten.38 Beide Grundsätze werden auf alle Menschenrechte bezogen. 
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Auch wenn behinderte Menschen die gleichen Rechte (passiv) haben, 
sind sie real in ihrer (aktiven) Rechtsausübung oft eingeschränkt. Weltweit 
sind ihre Lebenslagen häufig charakterisiert durch einen niedrigen sozio-
ökonomischen Status, den fehlenden Zugang zur Gesundheitsversorgung, 
geringere Bildungschancen und -erfolge, fehlende Möglichkeiten zur 
politischen und gesellschaftlichen Partizipation, Diskriminierungen und 
soziale Isolation. Sie sind wesentlich häufiger von einer Vielzahl unterschied-
licher gesellschaftlicher Barrieren betroffen als andere gesellschaftliche 
Gruppen.39 Zudem wird vielen behinderten Menschen die Anerkennung 
als Rechtssubjekt und somit die eigene Handlungsfähigkeit abgesprochen, 
was ihre gleichberechtigte Teilhabe ebenfalls einschränkt.40,41 Diese struk-
turellen und systematischen Marginalisierungen vieler behinderter Men-
schen haben die Entstehung der UN-BRK maßgeblich beeinf lusst.

Welche Bedeutung der Partizipation innerhalb der UN-BRK zukommt, 
lässt sich bereits aus dem Verständnis von Behinderung ableiten (Art. 1): 
Die Konvention beschreibt Behinderung als Resultat der Wechselwirkung 
zwischen individuellen Beeinträchtigungen und gesellschaftlichen Barri-
eren, die behinderte Menschen an der vollen, wirksamen und gleichbe-
rechtigten Partizipation hindern (Art. 1 Satz 2 UN-BRK). Damit voll-
zieht die UN-BRK den Paradigmenwechsel von medizinischem Modell 
zu sozialem Modell und menschenrechtlichem Ansatz.42 Betrachtet das 
medizinische Modell die gesundheitliche Beeinträchtigung einseitig als 
individuelle Problemlage, hindern gemäß dem sozialen bzw. menschen-
rechtlichen Modell gesellschaftliche Strukturen und Bedingungen beein-
trächtigte Menschen an der Partizipation.43 Das soziale bzw. menschen-
rechtliche Verständnis von Behinderung setzt auf eine Veränderung der 
Gesellschaft, die Barrieren beseitigt und die Partizipation behinderter 
Menschen ermöglicht. 

Partizipation im Kontext der UN-BRK bezieht sich auf die aktive Ein-
beziehung aller behinderten Menschen in alle Lebensbereiche. Hierzu 
gehören zum Beispiel die Rechts- und Handlungsfähigkeit (Art. 12 UN-
BRK), das Leben in der Gemeinschaft (Art. 19 UN-BRK), die Teilhabe 
am Arbeitsleben (Art. 27) sowie der gleichberechtigte Zugang zu Bildung 
(Art. 24). Zudem bezieht sich Partizipation auch darauf, wie die Orga-
nisationen behinderter Menschen an politischen Entscheidungsprozessen 
(Art. 4 Abs. 3 UN-BRK) beteiligt werden.44 

Um den Grad der Partizipation zu bewerten, bietet die von Michael 
T. Wright adaptierte »Leiter der Bürgerbeteiligung«45 eine gute Orientie-
rung.46 Der Partizipationsgrad erhöht sich auf dieser Leiter, beginnend bei 
der Nichtpartizipation über Partizipationsvorstufen bis hin zur Partizipa-
tion. Dabei fallen unter Nichtpartizipation die Stufen eins (Instrumenta-
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lisierung) und zwei (Erziehung und Behandlung), die jeweils auf Instru-
mentalisierung oder Erziehung und Behandlung betroffener Gruppen im 
Interesse der Entscheidungsträger_innen beruhen. Als Vorstufen der Par-
tizipation werden die Stufen drei bis fünf erachtet, die Information, Anhö-
rung und Einbeziehung vorsehen, während Mitbestimmung (Stufe sechs), 
anteilige Entscheidungskompetenz (Stufe sieben) und Entscheidungsmacht 
(Stufe acht) Partizipation im Rahmen direkter demokratischer Prozesse 
und Verfahren verortet werden. Stufe neun (selbstständige Organisation) 
geht nach diesem Modell schließlich weit über den Partizipationsgedan-
ken hinaus.47 

Staatenprüfung – Umsetzung der Vorgaben der Konvention

Die Vertragsstaaten sind gemäß den Ausführungen zum Staatenprüfungs-
verfahren48 verpf lichtet, zwei Jahre nach Inkrafttreten der Konvention dem 
UN-Vertragsausschuss einen Staatenbericht zum Umsetzungsstand vorzu-
legen.49 Dieser wird vom Vertragsausschuss daraufhin geprüft und verhan-
delt, inwieweit der Vertragsstaat die Vorgaben der UN-BRK umgesetzt 
hat.50 In seinen sogenannten Abschließenden Bemerkungen (Concluding 
Observations) formuliert der Vertragsausschuss Vorgaben, wie die Staaten 
die Umsetzung der Konvention weiterentwickeln und vorantreiben sol-
len.51 Im Turnus weiterer vier Jahre muss jeweils der nächste Bericht vor-
gelegt werden, in dem dann erläutert wird, ob und inwieweit die Abschlie-
ßenden Bemerkungen bei der Umsetzung der Konvention berücksichtigt 
worden sind und welche weiteren Maßnahmen der Vertragsstaat ergrif-
fen hat, um die Vorgaben umzusetzen.52 Entsprechend den Regelungen in 
Artikel 35 UN-BRK hat Deutschland im Jahr 2011 seinen ersten Staaten-
bericht beim UN-Ausschuss für die Rechte behinderter Menschen einge-
reicht.53

Staatenbericht Deutschlands und Parallelberichterstattung

Die Bundesregierung ist in ihrem ersten Staatenbericht zu dem Ergeb-
nis gekommen, dass das deutsche Recht den Paradigmenwechsel der UN-
BRK bereits seit Beginn der 1990er-Jahre schrittweise vollzogen hat: »Die 
BRK hat den in Deutschland in den 90er-Jahren begonnenen Paradig-
menwechsel in der Behindertenpolitik weiter befördert. Menschen mit 
Behinderungen sind längst nicht mehr Objekte staatlicher Bevormun-
dung und Fürsorge. Die Verwirklichung eines menschenwürdigen und 
selbstbestimmten Lebens in einer inklusiven Gesellschaft ist das Ziel einer 
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modernen Behindertenpolitik in Deutschland und entspricht damit dem 
Kern der BRK.«54 Teil dieses Wandels sei es laut Bundesregierung zudem, 
dass behinderte Menschen über ihre Verbände in die Arbeit der Bundes-
regierung einbezogen werden wie zum Beispiel bei der Erarbeitung des 
SGB IX. Dies sei auch bei der Erstellung des Nationalen Aktionsplans von 
Anfang an berücksichtigt worden.55 Der Staatenbericht würdigt darüber 
hinaus die UN-BRK, um bestehende Strukturen weiter auszubauen und 
zu stärken.56 

Diese Haltung hat sich mit dem Amtsantritt der Regierung aus CDU / 
CSU und SPD Ende 2013 in einzelnen Punkten gewandelt, wie das im 
Koalitionsvertrag angekündigte Gesetzgebungsverfahren zum BTHG 
zeigt.57 Gleiches gilt für die Feststellung, dass die Barrierefreiheit in ver-
schiedenen Bereichen weiterentwickelt werden muss.58

– �Alternative Berichterstattung durch zivilgesellschaftliche Organisationen 
und Monitoring-Stelle

Wie in Artikel 33 UN-BRK geregelt, haben die BRK-Allianz als Zusam-
menschluss behindertenpolitischer und anderer zivilgesellschaftlicher 
Organisationen59 und die Monitoring-Stelle beim Deutschen Institut für 
Menschenrechte (DIMR) eigene Parallelberichte veröffentlicht. 

Die BRK-Allianz sieht den in der UN-BRK angestrebten Para-
digmenwechsel in Deutschland nicht umgesetzt. Vielmehr erkennt sie 
Handlungsbedarf, »der sich für Deutschland aus der UN-Behinderten-
rechtskonvention ergibt«60. Behinderte Menschen seien mit Menschen-
rechtsverletzungen in den unterschiedlichsten Lebensbereichen konfron-
tiert, da die bestehenden gesetzlichen Regelungen und ihre Umsetzung 
häufig nicht den Standards der UN-BRK entsprächen.61 Es wird kriti-
siert, dass der Staatenbericht die gesetzliche Lage erläutert, ohne sich auf 
differenzierte Daten zu Situation und Vielfalt der Lebenslagen behinderter 
Menschen zu beziehen.62 Behinderte Menschen und ihre Verbände wür-
den nicht ausreichend beteiligt, dabei sei der Staat gefordert, die Partizipa-
tion entsprechend der UN-BRK weiterzuentwickeln.63 

Auch für die Monitoring-Stelle ist der Paradigmenwechsel hin zu mehr 
Selbstbestimmung und Teilhabe behinderter Menschen in vielen Berei-
chen nicht vollzogen.64 Ihr fehlt der menschenrechtliche Ansatz bei Regie-
rungsprogrammen, in gesetzgeberischen Maßnahmen und häufig auch bei 
Verwaltungs- und Gerichtsentscheidungen.65 Sie bemängelt, dass die Par-
tizipation behinderter Menschen über ihre Organisationen nicht immer 
in geeigneter Form stattfindet.66 Zudem würden politisch Verantwort
liche in Bund und Ländern besondere Einrichtungen für behinderte Men-
schen rechtfertigen. Damit würde den Verpf lichtungen der Konvention 
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unter anderem bei Bildung, Wohnen und Arbeit nicht entsprochen.67 »In 
der Gesamtschau bleibt festzustellen, dass die Vorgaben der UN-BRK 
[…] noch nicht hinreichend in der Lebenswirklichkeit der Menschen mit 
Behinderungen angekommen sind.«68

Empfehlungen des Vertragsausschusses zur UN-BRK

Der Vertragsausschuss hat bei der Prüfung des Ersten Staatenberichts 
Deutschlands zum Umsetzungsstand der UN-BRK die Beantwortung 
ergänzender Fragen zum Bericht (List of Issues) und die Stellungnahmen der 
BRK-Allianz, der Monitoring-Stelle und anderer Organisationen berück-
sichtigt. Seine Einschätzung des Umsetzungsstandes hat der Ausschuss in 
seinen Abschließenden Bemerkungen zusammengefasst. Sie decken Män-
gel und Versäumnisse bei der Umsetzung auf und fordern Maßnahmen zu 
deren Beseitigung. 

Die Abschließenden Bemerkungen nehmen die Kritik auf, dass im 
Bund und in den Bundesländern noch vieles geändert werden muss, damit 
den Vorgaben der UN-BRK und ihren Implikationen entsprochen werden 
kann. So müsse Deutschland verbindliche Rahmenbedingungen für die 
Partizipation behinderter Menschen bei der Verabschiedung von Rechts-
vorschriften, Konzepten und Programmen zur Umsetzung der UN-BRK 
schaffen.69 Barrierefreiheit in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
umzusetzen, müsse auch für private Rechtsträger verpf lichtend sein.70 Fer-
ner fordert der Ausschuss, das Betreuungsrecht nach den Vorgaben der 
Konvention weiterzuentwickeln.71 Weiter sollten Leistungen zur Teil-
habe an der Gemeinschaft unabhängig von Einkommen und Vermögen 
gewährt werden. Damit behinderte Menschen außerhalb von Institutio-
nen in der Gemeinde leben können, müssten ambulante Hilfesysteme der 
Regelfall werden, auch für Menschen mit Lernschwierigkeiten und psy-
chischen Beeinträchtigungen.72 Im Bereich Bildung fordert der Ausschuss 
einen schrittweise erfolgenden Rückbau des Förderschulwesens und ein 
sofortiges Wahlrecht behinderter Menschen, an einer Regelschule beschult 
zu werden. Hierfür müssten die entsprechenden Rahmenbedingungen 
geschaffen und angemessene Vorkehrungen in allen Bereichen bereitge-
stellt werden.73 Im Bereich der Teilhabe am Arbeitsleben fordert der Aus-
schuss zudem die Weiterentwicklung der Beschäftigungsmöglichkeiten, 
insbesondere auch für behinderte Frauen, und den schrittweise erfolgen-
den Abbau der Werkstätten ohne Verlust der behinderungsbedingten sozi-
alen Absicherungen.74 
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Reaktionen auf die Empfehlungen des Vertragsausschusses

Die verschiedenen Reaktionen auf die Abschließenden Bemerkungen zei-
gen, wie unterschiedlich der Umsetzungsstand der UN-BRK bewertet 
wird. Für die Zivilgesellschaft steht im Vordergrund, dass sich ihre Anstren-
gungen für eine gleichberechtigte Partizipation behinderter Menschen seit 
den 1970er-Jahren in einer konventionskonformen Behindertenpolitik 
widerspiegeln. So begrüßt die BRK-Allianz die Empfehlungen zur Deinsti-
tutionalisierung, die Hinwendung zu inklusiver Bildung und die Aufforde-
rung zur schrittweise erfolgenden Abschaffung der Werkstätten für behin-
derte Menschen. Auch sieht sie sich in ihren Forderungen bestätigt, Hilfen 
unabhängig von Einkommen und Vermögen zu gewähren und das Leben 
in Einrichtungen nicht mehr an einen Mehrkostenvorbehalt75 zu knüpfen. 
Sie begrüßt weiterhin die Empfehlungen zur Stärkung der Selbstvertre-
tungsorganisationen und zur Berücksichtigung von Barrierefreiheit in pri-
vaten Unternehmen.76 Die Monitoring-Stelle unterstützt die Forderungen 
der BRK-Allianz in vielen Punkten aus menschenrechtlicher Perspektive .77

Die Bundesregierung sieht Deutschland hingegen auf einem guten Weg 
zu mehr Inklusion. Dennoch seien alle staatlichen Ebenen gefordert, die Emp
fehlungen daraufhin zu prüfen, wie Inklusion umgesetzt werden könne. 
Gleichzeitig bleibe Inklusion eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung 
für Staat und Gesellschaft.78 Gerade mit diesem letzten Punkt entsteht der 
Eindruck, dass sich die Bundesregierung ihrer Verpf lichtung zur Umsetzung 
der UN-BRK teilweise entzieht, da es nicht Aufgabe der Zivilgesellschaft 
ist, die Konvention rechtlich und politisch umzusetzen, sondern Aufgabe 
von Bund, Ländern und Kommunen sowie aller Institutionen öffentlichen 
Rechts. Hierzu gehört auch, der Zivilgesellschaft durch entsprechende Res-
sourcen zu ermöglichen, an der Erarbeitung von Regierungsprogrammen 
und gesetzlichen Regelungen mitzuwirken (Art. 4 Abs. 3) und ihre Moni-
toring-Aufgaben (Art. 33 Abs. 3) wahrnehmen zu können. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Umsetzungsstand der UN-
BRK in Deutschland von den einzelnen Akteur_innen sehr unterschiedlich 
bewertet wird. Die Bundesregierung ordnet die rechtlichen Verpf lichtun-
gen im Kontext ihrer Durchsetzbarkeit gegenüber anderen politischen Inte-
ressen ein. Die BRK-Allianz betont aus politischer und menschenrechtlicher 
Perspektive den deutlichen Nachholbedarf bei der Partizipation behinder-
ter Menschen in allen Lebensbereichen. Demgegenüber argumentiert die 
Monitoring-Stelle ausschließlich aus (menschen)rechtlicher Perspektive. 

Wir sind der Auffassung, dass die rechtlichen Verpf lichtungen der UN-
BRK Ausgangspunkt sind, um die gleichberechtigte Partizipation behin-
derter Menschen nicht nur juristisch, sondern auch politisch zu erstreiten.
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Partizipation behinderter Menschen in der Praxis

Die UN-BRK verpf lichtet die Vertragsstaaten zur Partizipation behinder-
ter Menschen über ihre Organisationen, zum Beispiel bei Gesetzgebungs-
verfahren und anderen Maßnahmen, von denen sie unmittelbar betroffen 
sind.79 Damit ist jedoch nicht hinreichend geklärt, wie und in welchem 
Umfang Organisationen behinderter Menschen beteiligt werden. Hierbei 
ist für das politische System in Deutschland der Grundgedanke der reprä-
sentativen Demokratie zu berücksichtigen.80 Die parlamentarischen Pro-
zesse zwischen den Wahlen binden die Bevölkerung über Information, 
Anhörung und Einbeziehung ein.81 Damit bewegen sie sich im Bereich der 
Vorstufen der Partizipation, ohne eine direkte Mitbestimmung oder eine 
weitergehende Entscheidungsmacht zu ermöglichen.82

Der Partizipationsbegriff der UN-BRK geht über die Beteiligung an 
politischen und gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen hinaus. Viel-
mehr geht es um Inklusion und Teilhabechancen für behinderte Men-
schen in allen gesellschaftlichen Bereichen, wie wir exemplarisch an den 
Partizipationsmöglichkeiten an der Gemeinschaft, am Recht auf Zugang 
zu Bildung und zum Arbeitsleben verdeutlichen. 

Im Anschluss daran werden wir die Partizipationsmöglichkeiten an 
Gesetzgebungsverfahren und dem Nationalen Aktionsplan zur UN-BRK 
als Ausdruck politischer Teilhabe erörtern.

Partizipation in ausgewählten gesellschaftlichen Bereichen

Für die Partizipation an der Gemeinschaft müssen behinderte Menschen 
gleichberechtigt mit anderen Menschen in ihrem sozialen Umfeld leben 
können. Hierfür müssen entsprechende Unterstützungsleistungen vor-
handen sein83, wie dies die UN-BRK in Artikel 19 regelt.84 So müssen 
Barrieren im Lebensalltag behinderter Menschen beseitigt und notwen-
dige Unterstützungsangebote vorhanden sein.85 Das heißt, sie müssen ers-
tens beim Einkaufen, bei Arztbesuchen und der Freizeitgestaltung ohne 
Barrieren partizipieren, zweitens eine barrierefreie und auch bezahlbare 
Wohnung finden und drittens persönliche Assistenz, psychosoziale All-
tagshilfen und Kommunikationshilfen wie Gebärdensprachdolmetschung 
unabhängig von ihren finanziellen Möglichkeiten nutzen können. Auch 
wenn zunehmend mehr behinderte Menschen außerhalb von Wohnein-
richtungen leben, ist es nicht für alle behinderten Menschen wie zum Bei-
spiel Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen möglich, ihren Wün-
schen entsprechend zu wohnen.86 In ihrer alltäglichen Lebensführung sind 
sie mit teilweise erheblichen Barrieren konfrontiert.87
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Mit dem Recht auf Bildung wird die Grundlage der Befähigung zur 
Partizipation an einer freien Gesellschaft ermöglicht. Die UN-BRK sieht 
dieses Recht nur in einem inklusiven Bildungssystem vollständig verwirk-
licht.88 Ein inklusives Bildungssystem – inklusiv verstanden als »alle ein-
beziehend« – stellt sicher, dass Bildung zur Verfügung steht; dass diese 
für alle zugänglich ist; dass sie allgemeine Akzeptanz findet; und an die 
Bedürfnisse auch von Menschen aus benachteiligten Gruppen anpassbar 
ist.89 Dies gilt nach Artikel 24 für die Früherziehung, die Schulbildung 
ebenso wie für die Hochschulbildung, Berufsausbildung, Erwachsenen-
bildung und das lebenslange Lernen.90 Trotz leichter Fortschritte bei der 
Beschulung behinderter Schülerinnen und Schüler an Regelschulen gibt 
es noch erhebliche Teilhabehindernisse beim Zugang zum allgemeinen 
Bildungssystem.91 

Die Partizipationsmöglichkeiten am Arbeitsleben werden im erheb
lichen Maße durch die Bildungsbiografie vorgegeben.92 Auch der Über-
gang von der Schule in den Beruf, die Organisation des Arbeitsmarktes 
und seine Anforderungen sind entscheidende Faktoren, die den Zugang 
zum Arbeitsmarkt unterstützen oder behindern. Die UN-BRK orientiert 
sich an der Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, der inklusiv 
gestaltet sein muss.93 Nur so können die Zugangshindernisse zum allge-
meinen Arbeitsmarkt für behinderte Menschen beseitigt werden. Dass der 
Zugang erschwert ist, zeigt die Entwicklung der Arbeitslosigkeit schwer-
behinderter im Vergleich zu nichtbehinderten Menschen, weil die Arbeits-
losenquote schwerbehinderter Menschen signifikant höher ist und diese 
wesentlich länger arbeitslos sind.94 Zudem sind behinderte Menschen häu-
fig in WfbM beschäftigt. Deren Zahl ist im Zeitraum von 2007 bis 2014 
um circa 20 Prozent gestiegen.95 Dort haben sie verschwindend geringe 
Verdienstmöglichkeiten ohne eine Perspektive, auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt arbeiten zu können.96 

Auch wenn sich die Teilhabechancen in den betrachteten gesellschaft
lichen Bereichen leicht verbessert haben, partizipieren behinderte Men-
schen in diesen aufgrund bestehender Barrieren und fehlender Unterstüt-
zungsangeboten nicht gleichberechtigt mit anderen. 

Partizipation behinderter Menschen bei Gesetzesvorhaben

Behinderte Menschen und ihre Interessenvertretungen werden bei der 
Erarbeitung von Gesetzen und deren Umsetzung in die Praxis noch nicht 
selbstverständlich eingebunden. Das BMAS, bei dem die nationale Anlauf-
stelle zur Umsetzung der UN-BRK und die Behindertenpolitik der Bun-
desregierung verankert sind, hat behinderte Menschen in die Vorberei-
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tung des reformierten BGG97 und des BTHG98 (durch Fachgespräche und 
Arbeitsgruppen) einbezogen. Auch bei der Reform des Sexualstrafrechts 
haben sich behinderte Menschen im Zusammenhang mit den Regelungen 
zur Widerstandsunfähigkeit beteiligt99, wenngleich nicht in einem geson-
derten Beteiligungsverfahren, sondern im Rahmen der Verbändeanhö-
rung zum Referentenentwurf aus dem Bundesministerium für Justiz und 
Verbraucherschutz (BMJV).100 

An den Beteiligungsverfahren entzündet sich immer wieder Kritik, die 
sich besonders deutlich am BGG und BTHG nachzeichnen lässt. Mit Ver-
weis auf die wrightsche Beteiligungsleiter (siehe Seite 108) könnte man 
diese Kritik dahingehend zuspitzen, dass die Vertreter_innen behinderter 
Menschen vorrangig nur informiert und konsultiert worden sind.

Auch bei der Entwicklung der Pf legestärkungsgesetze waren Organi-
sationen behinderter Menschen bei der Erarbeitung der Referentenent-
würfe nicht in gesonderten Beteiligungsverfahren einbezogen. Die Fach-
verbände für behinderte Menschen sowie der Deutsche Behindertenrat 
(DBR) in Kooperation mit anderen behindertenpolitischen Akteuren 
haben öffentlich Stellung genommen, an der Schnittstelle zwischen Ein-
gliederungshilfe und Pf lege indirekt Vorschläge in die Gesetzgebung zum 
Pf legestärkungsgesetz eingebracht und ausdrückliche Nachbesserungen 
gefordert.101, 102 Eine deutlich bessere Bilanz kann die Reform des Sexu-
alstrafrechts aufweisen, da sie die Position widerstandsunfähiger Personen 
gestärkt hat.103

– Beteiligung behinderter Menschen beim BGG

Im Jahr 2001 trat das BGG in Kraft, womit erstmalig ein rechtlich ver-
bindlicher Rahmen für den öffentlich-rechtlichen Bereich zur Umsetzung 
von Barrierefreiheit geschaffen wurde, deren Verweigerung eine Diskri-
minierung behinderter Menschen darstellt.104 

Barrierefreiheit wird darin wie folgt definiert: »Barrierefrei sind bauliche 
und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, 
Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informa-
tionsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete 
Lebensbereiche, wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der allge-
mein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne 
fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind. Hierbei ist die Nut-
zung behinderungsbedingt notwendiger Hilfsmittel zulässig.«105

Im Jahr 2011 wurde im Nationalen Aktionsplan die Evaluation des BGG 
angekündigt.106 Diese Evaluation wurde von der Universität Kassel unter 
Beteiligung des Bundeskompetenzzentrums Barrierefreiheit (BKB), der 
Behindertenverbände und der Organisationen behinderter Menschen 
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durchgeführt.107 Die Beteiligten kamen zu dem Schluss, dass der Regelungs
bereich des BGG ausgeweitet und konkretisiert werden müsste. Beson-
ders hervorgehoben wurden der Behinderungsbegriff, die Diskriminie-
rung behinderter Frauen, die fehlende Berücksichtigung verschiedener 
Behinderungen (wie psychisch beeinträchtigter oder hörbeeinträchtigter 
Menschen oder Menschen mit Lernschwierigkeiten), die unzureichende 
Verpf lichtung der privaten Wirtschaft und die Partizipation der Verbände 
und Organisationen behinderter Menschen.108

Diese Evaluation bildete die Grundlage für die Überarbeitung der Re
gelungen des BGG und die Novellierung des Gesetzes im Mai 2016. Die 
Kritik an der Novellierung richtete sich weniger gegen das Beteiligungs-
verfahren als gegen die inhaltliche Ausrichtung. Positiv bewertet wurden 
die stärkere Berücksichtigung der Belange behinderter Frauen, die Fest-
schreibung der Verwendung Leichter Sprache im Verwaltungsverfahren 
und bei Veröffentlichungen und die Stärkung der Partizipationsmöglich-
keiten kleinerer Selbsthilfe- bzw. Selbstvertretungsorganisationen. Har-
sche Kritik wurde vor allem an der fehlenden verbindlichen Verpf lichtung 
der privaten Wirtschaft geäußert, Barrierefreiheit umzusetzen.109, 110 Aus 
Protest ketteten sich behinderte Menschen medienwirksam am Reichs-
tagsufer an.111

– Beteiligung behinderter Menschen beim BTHG

Im Koalitionsvertrag vom 27. November 2013 hat die Koalition aus CDU / 
CSU und SPD die Neuregelung des Teilhaberechts für behinderte Men-
schen vereinbart. Hierbei sah sie die Schaffung eines entsprechenden Geset-
zes vor, mit dem die Kommunen um fünf Milliarden Euro (netto) entlastet 
werden sollten.112 Von der Verknüpfung von Teilhaberecht und Entlastung 
der Kommunen rückte die Bundesregierung im Jahr 2014 mit dem soge-
nannten Schäuble-Scholz-Papier wieder ab. Das im Rahmen der Bund-
Länder-Finanzverhandlungen zwischen dem Bundesfinanzminister und 
dem Ersten Bürgermeister der Hansestadt Hamburg als Verhandlungsführer 
der Ministerpräsident_innen ausgearbeitete Papier schlug die Verlagerung 
der versprochenen finanziellen Entlastung in andere Bereiche vor. Hiermit 
war dem Gesetzentwurfsverfahren der finanzielle Spielraum genommen.113

Jenseits dieses finanziellen Kontexts sollte das bestehende Teilhaberecht 
im SGB IX nach den Vorgaben der UN-BRK reformiert werden.114 Der 
Behinderungsbegriff sollte überarbeitet und die Teilhabechancen in der 
Gemeinschaft, am Arbeitsleben und am gesellschaftlichen Leben im All-
gemeinen verbessert werden.115 

Zu Beginn ging es um die Einführung eines Bundesteilhabegeldes, um 
die Selbstbestimmung behinderter Menschen über ihre Teilhabe zu stärken 
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und gleichzeitig den Verwaltungsaufwand zu reduzieren. Weitere Vorha-
ben waren 
•	 eine Vertretung behinderter Beschäftigter in den Werkstätten für behin-

derte Menschen (WbfM), 
•	 eine Einführung eines Budgets für Arbeit, um deren Übergang auf den 

allgemeinen Arbeitsmarkt zu erleichtern, und 
•	 die Freistellung von Einkommen und Vermögen.116, 117 
Das letzte Vorhaben erfuhr in der öffentlichen Wahrnehmung durch die 
Onlinepetition »Recht auf Sparen und für ein gutes #Teilhabegesetz« des 
Jurastudenten Constantin Grosch118 besondere Aufmerksamkeit. 

Von den hier genannten Vorhaben blieb am Ende des Gesetzgebungs-
verfahrens wenig übrig. Aus Sicht behinderter Menschen und ihrer Orga-
nisationen bringt das Gesetz keinen Fortschritt im Sinne der UN-BRK, 
sondern fällt in vielen Punkten hinter die bisherigen Regelungen zurück. 
Hieran ändern auch kleine Zugeständnisse im Hinblick auf Einkommen 
und Vermögen, die Stärkung der Rechte behinderter Beschäftigter in den 
WfbM und die Einführung des Budgets für Arbeit wenig. 

Die ganz grundlegende Kritik richtet sich gegen die Nachrangigkeit 
von Teilhabeleistungen hinter anderen Leistungen – wie der Hilfe zur 
Pf lege.119 Es wird befürchtet, dass behinderte Menschen auf diese Leis-
tungen verwiesen werden und ihnen dadurch droht, dass sie aus Kosten-
gründen in ein Pf legeheim bzw. eine stationäre Wohngruppe eingewie-
sen werden.120

Ein weiterer zentraler Kritikpunkt richtet sich dagegen, dass behinderte 
Menschen angewiesen werden können, Leistungen gegen ihren Willen 
gemeinsam in Anspruch nehmen zu müssen, sofern dies zumutbar ist.121, 122 
Dieses sogenannte Pooling123 hat den Nachteil, dass diese Menschen nicht 
eigenständig über die Alltagsgestaltung mit eigener Assistenz entscheiden 
können, sondern sich Assistenz gegebenenfalls mit anderen Menschen tei-
len müssen. Da eine gemeinsame Inanspruchnahme am einfachsten an 
einem Ort zu gestalten ist, kann dies wiederum ein Einfallstor für statio-
näre Wohneinrichtungen anstatt individueller Wohnformen mit individu-
eller Assistenz sein. Diese Gefahr besteht auch deshalb, da im BTHG kein 
Vorrang ambulanter Unterstützung geregelt ist, was Artikel 19 der UN-
BRK entspräche.124 Dies schränkt das Wunsch- und Wahlrecht über die 
Wohnform ein, was der Ausrichtung der UN-Konvention entschieden ent-
gegensteht. 

Dieser ernüchternden inhaltlichen Bewertung des Gesetzes ist ein auf-
wendiger Beteiligungsprozess vorausgegangen. So hatte das BMAS eine 
hochrangig besetzte Arbeitsgruppe zur Erarbeitung von Vorschlägen für 
ein BTHG eingerichtet.125 In neun Arbeitstreffen wurden die unterschied-
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lichen Aspekte des Gesetzentwurfes diskutiert und Empfehlungen ausge-
sprochen.126 Anspruch des Ministeriums war es nach eigenem Bekunden, 
auf Grundlage der Ergebnisse des Prozesses »in enger Abstimmung mit 
den weiteren Bundesministerien – die Eckpunkte der Reform [auszuar-
beiten]«127. Entsprechend hätten die beteiligten Organisationen erwarten 
können, dass sich die Ergebnisse zumindest teilweise auch im Referenten-
entwurf widerspiegeln würden. Dieser wurde in Rahmen der Anhörung 
von den Behindertenverbänden und den Organisationen behinderter Men-
schen heftig kritisiert.128 Insbesondere wurden Sinn und Zweck eines auf-
wendigen Beteiligungsverfahrens infrage gestellt, das am Ende nur wenige 
der eingebrachten Vorschläge berücksichtigt. 

Partizipation im Rahmen des Nationalen Aktionsplans

Im Folgenden untersuchen wir, wie die Partizipation behinderter Men-
schen im Rahmen des Nationalen Aktionsplans (NAP) ausgestaltet ist. 
Hierbei steht die Auseinandersetzung mit den Prozessen der Erstellung, 
des Monitorings und der Weiterentwicklung des NAP im Vordergrund. 

Im Nachgang zur Ratifizierung der UN-BRK wurde 2011 zu deren 
Umsetzung vom Bundeskabinett ein Nationaler Aktionsplan beschlos-
sen. Insgesamt mehr als 200 Maßnahmen sollten ihren Beitrag dazu leis-
ten, die Teilhabe behinderter Menschen in zwölf Handlungsfeldern wie 
Arbeit und Beschäftigung, Bildung, Mobilität, Kultur und Freizeit und 
gesellschaftliche und politische Teilhabe zu verbessern.129 Im Juni 2016 
wurde ein zweiter Nationaler Aktionsplan vom Bundeskabinett beschlos-
sen, der unter anderem das Ziel formuliert, den Bezug zur UN-BRK zu 
systematisieren. Dieser NAP 2.0 versteht sich als Fortführung des ersten 
Aktionsplans und übernimmt dessen Handlungsfelder – ergänzt um das 
Handlungsfeld der Bewusstseinsbildung.130

Ungeachtet inhaltlicher Kritik am NAP131, 132, 133, formuliert die Bundes-
regierung das Ziel, eine neue Form der Beteiligung zu etablieren, die über 
Information und Anhörung hinausgeht und die Behindertenverbände und 
Selbstvertretungsorganisationen aktiv einbezieht.134 Hierbei orientiert sie 
sich an den Vorgaben von Art. 4 und Art. 33 der UN-BRK, indem sie neben 
dem Inklusionsbeirat der Bundesbehindertenbeauftragten als Koordinie-
rungsmechanismus135 und der Monitoring-Stelle beim Deutschen Institut 
für Menschenrechte auch den beim BMAS geschaffenen NAP-Ausschuss in 
den Prozess einbezieht.136 Damit erfüllt die Bundesregierung nach eigener 
Einschätzung die Vorgaben des Art. 4 Abs. 3, der enge Beratungen bei allen 
für behinderte Menschen relevanten politischen Maßnahmen vorsieht. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient der NAP-Ausschuss beim BMAS 
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als Gremium zum Monitoring der geplanten Maßnahmen. Der NAP-Aus-
schuss besteht aus Vertreter_innen von Behindertenverbänden und Selbst-
vertretungsorganisationen sowie der Sozialpartner und Fachpersonen aus 
der Wissenschaft.137 Er hat die Aufgabe, den Nationalen Focal Point (NFP), 
die Anlaufstelle zur UN-BRK (auf Bundesebene) beim BMAS, und die 
Bundesressorts bei der Umsetzung des NAP zu beraten. In regelmäßi-
gen Ausschusssitzungen haben die Beteiligten die Möglichkeit, einzelne 
Aspekte des NAP und seiner Umsetzung direkt zu diskutieren. Darüber 
hinaus ist dem Ausschuss die Funktion zugedacht, an der Evaluierung und 
beim Monitoring des NAP mitzuwirken.138 

Die Mitglieder des NAP-Ausschusses haben allerdings im Rahmen der 
Evaluation kritisiert, dass sie nicht in ausreichendem Maße darüber infor-
miert werden, wie die Ergebnisse der Beratungen im Umsetzungsprozess 
genutzt werden. Dies erschwere es, die Wirkung der eigenen Beteiligung 
einzuschätzen, und entspräche nicht den Vorgaben der UN-BRK.139 
Hieran hat sich nach Einschätzung etwa der Liga Selbstvertretung auch 
bei der Erarbeitung des NAP 2.0 grundsätzlich nichts geändert.140 

Die Monitoring-Stelle am Deutschen Institut für Menschenrechte hat 
den NAP 2.0 deutlich positiver bewertet als seinen Vorgänger. So orien-
tiere er sich erheblich stärker an den Vorgaben der UN-BRK.141 Allerdings 
kritisiert sie, dass der selbst formulierte Anspruch nicht konsequent umge-
setzt wird und »die Verwirklichung der einzelnen Rechte der UN-BRK 
nicht als übergeordnetes, letztendlich zu erreichendes Primärziel formu-
liert« sind.142 Dementsprechend würde auch der neue Aktionsplan zentrale 
menschenrechtliche Fragestellungen nicht vollständig aufnehmen.

Partizipation behinderter Menschen – ein Resümee

Die Partizipation behinderter Menschen an allen Lebensbereichen ist eine 
der zentralen Verpf lichtungen der UN-BRK und durchzieht diese neben 
dem Recht auf Nichtdiskriminierung und der staatlichen Umsetzungsver-
pf lichtung von Barrierefreiheit wie ein roter Faden. Die UN-BRK ist ein 
wichtiges Instrument gegen gesellschaftliche Exklusionsprozesse behin-
derter Menschen. Ihre Umsetzung erfordert, dass die bisher vorhandenen 
nationalen Gesetze aus menschenrechtlicher Perspektive und im Licht der 
UN-BRK gedeutet werden. Hierdurch ist den Vertragsstaaten auferlegt, 
die gesellschaftliche Ausgrenzung behinderter Menschen und somit die 
Verhinderung ihrer gesellschaftlichen Partizipation zu beseitigen.143 

Entscheidend ist die diskriminierungsfreie Verwirklichung aller Grund-
freiheiten und Menschenrechte für alle behinderten Menschen.144 Die UN-
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BRK ist folglich mehr als eine reine Antidiskriminierungskonvention, 
weil sie auch die Bedeutung der sozialen, wirtschaftlichen und kulturel-
len Rechte herausstellt. Sie hebt beispielsweise die Teilhabe an der Ge
meinschaft (Art. 19) hervor sowie den vollen, wirksamen und gleichbe-
rechtigten Zugang zu einem inklusiven Bildungswesen, zu Gesundheit, 
Habilitation und Rehabilitation, Arbeit und angemessenen Lebensstandards 
(Art. 24–28). Explizit fokussiert die Konvention auch auf mehrdimensio-
nale Diskriminierungen – wie in Artikel 6 im Hinblick auf die beson-
deren Lebenslagen von behinderten Mädchen und Frauen.145 Sie vertritt 
somit eine intersektionale Perspektive146 auf Behinderung, die Behinde-
rung nicht als alleinige Dimension der Lebenslagen behinderter Menschen 
betrachtet. Sie trägt jedoch auch den spezifischen Lebenslagen Rechnung 
und fordert die Berücksichtigung Angemessener Vorkehrungen in Bezug 
auf die Verwirklichung von Rechten (Art. 2), die Achtung der Rechte 
behinderter Frauen und Kinder (Art. 6 und 7), Barrierefreiheit (Art. 9) und 
die Bewusstseinsbildung über die Rechte behinderter Menschen (Art. 8).

Artikel 8 nimmt hierbei eine besondere Funktion ein, da er sich nicht 
nur auf einstellungsbezogene Barrieren bzw. Diskriminierungen in der 
gesamten Gesellschaft bezieht, sondern auch auf der familiären Ebene. Er 
verpf lichtet die Vertragsstaaten zu sofortigen, wirksamen und geeigneten 
Maßnahmen, um »das Bewusstsein für Menschen mit Behinderungen zu 
schärfen und die Achtung ihrer Rechte und ihrer Würde zu fördern«147. 
Weiter sollen die Vertragsstaaten Maßnahmen ergreifen, um »Klischees, 
Vorurteile und schädliche Praktiken gegenüber Menschen mit Behinde-
rungen, einschließlich aufgrund des Geschlechts oder des Alters, in allen 
Lebensbereichen zu bekämpfen«148. 

Mit Artikel 8 zielt die UN-BRK »auf grundlegende Faktoren, die ur
sächlich für Entstehung, Aufrechterhaltung und Ausmaß behinderungs-
basierter Diskriminierung sind und damit entscheidenden Einf luss dar-
auf haben, inwieweit der in Art. 1 BRK genannte Konventionszweck im 
jeweiligen Vertragsstaat erreicht werden kann«.149 Die UN-BRK stellt 
in Artikel 8 eine klare Verbindung zwischen Klischees, Vorurteilen und 
schädlichen Praktiken gegenüber behinderten Menschen und ihren Par-
tizipationsmöglichkeiten her. Dieses Zusammenspiel findet sich eben-
falls in Einstellungspraktiken, beispielsweise behinderter Lehrkräfte.150 Es 
liegt aber auch der Diskriminierung behinderter Menschen – insbeson-
dere in Kombination mit einer Migrationsgeschichte – auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt zugrunde.151 

Besonders einschneidend ist die Verknüpfung von Vorurteilen und 
schädlichen Praktiken bei der gesellschaftlichen Debatte und den gesetzli-
chen Regelungen zum ärztlich assistierten Suizid. »Schwere Krankheiten, 
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Beeinträchtigungen und Behinderungen werden im öffentlichen wie auch 
fachlichen Diskurs um Sterbehilfe immer wieder als Begründung benutzt, 
für die Ermöglichung des ärztlich assistierten Suizids zu plädieren – mit 
dem Argument, ein entsprechendes Leben sei letztlich ›nicht menschen-
würdig‹ [Hervorhebung im Original].«152 Dass behinderte und pf lege-
bedürftige Menschen mit der nötigen personellen Unterstützung (zum 
Beispiel durch persönliche Assistenz) und durch technische Hilfen oder 
Anpassungen (zum Beispiel durch das barrierefreie Gestalten des Wohn-
umfelds, der Gesellschaft oder von Hilfsmitteln) ihr Leben als würdevoll 
erleben, muss zu einem integralen Bestandteil der Diskussion um ein men-
schenwürdiges Leben werden.153 

Artikel 8 der UN-BRK verpf lichtet Deutschland, bewusstseinsbildende 
Maßnahmen zu entwickeln und durchzuführen, die die Achtung der Men-
schenwürde und Möglichkeiten ihrer Erhaltung durch sogenannte Ange-
messene Vorkehrungen zum Ziel haben. Hierzu zählen neben den vorher 
genannten personellen und technischen Hilfen auch Maßnahmen, die die 
Anerkennung beeinträchtigter und pf legebedürftiger Menschen erhöhen 
und Stigmatisierungen oder Diskriminierungen reduzieren – was entschei-
dend zur Lebensqualität und Teilhabe dieser Menschen beitragen kann.154

Von besonderer Bedeutung in der politischen Auseinandersetzung um 
die Partizipation behinderter Menschen ist das unterschiedliche Verständ-
nis darüber, wie die Beteiligung organisiert sein muss, um der UN-BRK 
gerecht zu werden. Die staatlichen Stellen konzentrieren sich eher auf die 
Vorstufen der Partizipation nach dem Modell von Michael T. Wright (siehe 
Seite 108), die Information, Anhörung und Einbeziehung ohne verbindli-
chen Einf luss der Beteiligten auf den Entscheidungsprozess vorsehen, was 
staatlicherseits mit der repräsentativen Demokratie und ihren formalen 
Vorgaben begründet wird. Bei der Erarbeitung von Gesetzen bezieht die 
Regierung zunehmend auch Organisationen behinderter Menschen mit 
ein, muss aber bei der Umsetzung der berechtigten und nachvollziehbaren 
Forderungen behinderter Menschen immer noch die politischen Zusam-
mensetzungen von Parlament und Regierung sowie deren politische Ziel-
setzungen berücksichtigen. Das Ergebnis ist häufig, dass die am Prozess 
beteiligten Organisationen letztendlich ihre Vorschläge in den Gesetzent-
würfen nur eingeschränkt widergespiegelt sehen. Diesem Dilemma kön-
nen staatliche Akteur_innen nicht entgehen. Hier wäre Transparenz darü-
ber nützlich und sinnvoll, was mit den einzelnen Vorschlägen im weiteren 
Verlauf passiert ist und aus welchen Gründen bestimmte Vorschläge nicht 
weiterverfolgt werden. 

Die zivilgesellschaftlichen Organisationen wünschen sich dagegen  – 
zumindest bei der Erarbeitung rechtlicher Initiativen und Aktionspläne – 
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eine beratende Funktion, deren Ergebnisse auch in konkretes politisches 
Handeln einf ließen.155 Sie argumentieren hierbei sowohl mit der eigenen 
Expertise zum Lebensalltag behinderter Menschen als auch mit der höheren 
Akzeptanz von Entscheidungen, wenn Betroffene einbezogen worden sind. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Umsetzung der UN-BRK in 
Deutschland noch relativ am Anfang steht, obwohl die gesellschaftliche 
Partizipation behinderter Menschen nicht erst seit dem Inkrafttreten der 
UN-BRK am 26. März 2009 eingefordert wird. Die politisch Verantwort-
lichen auf allen Ebenen sind daher gefordert, die gleichberechtigte Parti-
zipation behinderter Menschen nicht nur zu proklamieren, sondern ver-
stärkt umzusetzen.
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